
ALLGEMEINE GESCHÄFTBEDINGUNGEN 

1. ,,Anzeigenauftrag” im Sinne der nachfolgenden Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen ist der Vertrag über die Veröffentlichung einer oder  
mehrerer Anzeigen eines Werbungstreibenden oder sonstigen Inserenten 
in einer Druckschrift zum Zweck der Verbreitung. 

2. Anzeigen sind im Zweifel zur Veröffentlichung innerhalb eines Jahres 
nach Vertragsabschluss abzurufen. Ist im Rahmen eines Abschlusses das 
Recht zum Abruf einzelner Anzeigen eingeräumt, so ist der Auftrag 
innerhalb eines Jahres seit Erscheinen der ersten Anzeige abzuwickeln, 
sofern die erste Anzeige in der in Satz 1 genannten Frist abgerufen und 
veröffentlicht wird. 

3. Bei Abschlüssen ist der Auftraggeber berechtigt, innerhalb der 
vereinbarten bzw. der in Ziffer 2 genannten Frist auch über die im 
Anzeigenauftrag genannten Menge hinaus weitere Anzeigen abzurufen. 

4. Wird ein Auftrag aus Umständen nicht erfüllt, die der Verlag nicht zu 
vertreten hat, so hat der Auftraggeber, unbeschadet etwaiger 
Rechtspflichten, den Unterschied zwischen dem gewährten und dem der 
tatsächlichen Abnahme entsprechenden Nachlass dem Verlag zu erstatten. 
Die Erstattung entfällt, wenn die Nichterfüllung auf höhere Gewalt im 
Risikobereich des Verlages beruht. 

5. Die Aufnahme von Anzeigen und Fremdbeilagen erfolgt dann, wenn der 
Auftraggeber erklärt hat, dass die Anzeige oder Fremdbeilage erscheinen 
soll und dies vom Verlag ausdrücklich bestätigt worden ist. Rubrizierte 
Anzeigen werden in der jeweiligen Rubrik abgedruckt, ohne dass dies der 
ausdrücklichen Vereinbarung bedarf. 

6. Anzeigen, die aufgrund ihrer redaktionellen Gestaltung nicht als Anzeigen 
erkennbar sind, werden als solche vom Verlag mit dem Wort ,,Anzeige” 
kenntlich gemacht. 

7. Der Verlag behält sich vor, Anzeigenaufträge - auch einzelne Abrufe im 
Rahmen eines Abschlusses - und Beilagenaufträge wegen ihres Inhaltes, 
ihrer Herkunft oder der technischen Form nach einheitlichen, sachlich 
gerechtfertigten Grundsätzen des Verlages abzulehnen, wenn der Inhalt 
gegen Gesetz oder behördliche Bestimmungen verstößt oder deren 
Veröffentlichung für den Verlag unzumutbar ist. Dies gilt auch für Aufträge, 
die bei Geschäftsstellen, Annahmestellen oder Vertretern aufgegeben 
werden. 
Beilagenaufträge sind für den Verlag erst nach Vorlage eines Musters der 
Beilage und deren Billigung bindend. Beilagen, die durch Format oder 
Aufmachung beim Leser den Eindruck eines Bestandteils der Zeitung oder 
Zeitschrift erwecken oder Fremdanzeigen enthalten, werden nicht 
angenommen. Die Ablehnung eines Auftrages wird dem Auftraggeber 
unverzüglich mitgeteilt. 

8. Für die rechtzeitige Lieferung des Anzeigentextes und einwandfreier 
Druckunterlagen oder der Beilagen ist der Auftraggeber verantwortlich. Für 
erkennbar ungeeignete oder beschädigte Druckunterlagen fordert der 
Verlag unverzüglich Ersatz an. 

9. Der Auftraggeber hat bei ganz oder teilweise unleserlichem, unrichtigem 
oder bei unvollständigem Abdruck der Anzeige Anspruch auf 
Zahlungsminderung oder eine einwandfreie Ersatzanzeige, aber nur in dem 
Ausmaß, in dem der Zweck der Anzeige beeinträchtigt wurde. Lässt  der 
Verlag eine ihm hierfür gestellte angemessene Frist verstreichen, oder  ist 
die Ersatzanzeige erneut nicht einwandfrei, so hat der Auftraggeber ein  



Recht auf Zahlungsminderung oder Rückgängigmachung des Auftrages.  
Schadenersatzansprüche aus positiver Forderungsverletzung, Verschulden 
bei Vertragsabschluss und unerlaubter Handlung sind - auch bei 
telefonischer Auftragserteilung - ausgeschlossen. Schadensersatzansprüche 
aus Unmöglichkeit der Leistung und Verzug sind beschränkt auf Ersatz des 
vorhersehbaren Schadens und auf das für die betreffende Anzeige oder 
Beilage zu zahlende Entgelt. Dies gilt nicht für Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit des Verlegers, seines gesetzlichen Vertreters und seines 
Erfüllungsgehilfen. 
Im kaufmännischen Geschäftsverkehr haftet der Verlag darüberhinaus auch 
nicht für grobe Fahrlässigkeit von Erfüllungsgehilfen; in den übrigen Fällen 
ist gegenüber Kaufleuten die Haftung für grobe Fahrlässigkeit auf den 
voraussehbaren Schaden bis zur Höhe des betreffenden Anzeigenentgeltes 
beschränkt. Reklamationen müssen - außer bei nicht offensichtlichen 
Mängeln - innerhalb von vier Wochen nach Eingang von Rechnung und 
Beleg geltend gemacht werden. Im Falle höherer Gewalt oder bei Störung 
des Arbeitsfriedens (Streik, Aussperrung, Beschlagnahme etc.) erlischt jede 
Verpflichtung zur Erfüllung von Aufträgen und zur Leistung von 
Schadenersatz. 

10. Probeabzüge werden nur auf ausdrücklichen Wunsch geliefert. Der 
Auftraggeber trägt die Verantwortung für die Richtigkeit der zugesandten 
Probeabzüge. Der Verlag berücksichtigt alle Fehlerkorrekturen, die ihm 
innerhalb der bei der Übersendung des Probeabzugs gesetzten Frist 
mitgeteilt werden.  

11. Bei Zahlungsverzug oder Stundung werden Zinsen in Höhe von 1 % über 
dem jeweils gültigen Diskontsatz der Deutschen Bundesbank sowie die 
Einziehungskosten berechnet. Der Verlag kann bei Zahlungsverzug die 
weitere Ausführung des laufenden Auftrages bis zur Bezahlung 

zurückstehen und für die restlichen Anzeigen Vorauszahlung verlangen. 
Bei Vorliegen begründeter Zweifel an der Zahlungsfähigkeit des 
Auftraggebers ist der Verlag berechtigt auch während der Laufzeit des 
Anzeigenabschlusses das Erscheinen weiterer Anzeigen ohne Rücksicht auf 
ein ursprünglich vereinbartes Zahlungsziel von der Vorauszahlung des 
Betrages und von dem Ausgleich offenstehender Rechnungsbeträge 
abhängig zu machen. Der Verlag behält sich vor, Anzeigen nur gegen 
Vorauskasse zu veröffentlichen. 

12. Kosten für die Anfertigung bestellter Druckvorlagen und Zeichnungen 
sowie für vom Auftraggeber gewünschte Änderungen ursprünglich 
vereinbarter Ausführungen hat der Auftraggeber zu tragen. 

13. Druckunterlagen werden nur auf besondere Anforderung an den 
Auftraggeber zurückgesandt. Die Pflicht zur Aufbewahrung endet drei 
Monate nach Ablauf des Auftrages. 
Änderungen der Anzeigenpreisliste gelten grundsätzlich mit dem Tage ihres 
Inkrafttretens. Innerhalb noch laufender Jahresabschlüsse wird jedoch für 
Anzeigen eine Karenzzeit von drei Monaten zugestanden, in der die 
früheren Preise gelten. 
Für telefonisch übermittelte Anzeigen übernimmt der Verlag keine Gewähr. 

14. Abbestellungen müssen schriftlich erfolgen. Bei Abbestellung einer 
Anzeige kann der Verlag die entstandenen Satzkosten berechnen. Der 
Auftraggeber hat den richtigen Abdruck seiner Anzeige sofort beim 
Erscheinen zu überprüfen. Der Verlag erkennt Zahlungsminderungen oder 
Ersatzansprüche nicht an, wenn bei Wiederholung der gleiche Fehler 
unterläuft, ohne dass eine sofortige Richtigstellung seitens des 
Auftraggebers erfolgt. 



15. Bei Betriebsstörungen oder Eingriffen durch höhere Gewalt, z.B. Streik, 
Beschlagnahme und dergleichen, hat der Verlag Anspruch auf volle Bezah-
lung der veröffentlichten Anzeige, wenn die Aufträge mit 80% der 
zugesicherten Druckauflage erfüllt sind. Geringere Leistung sind nach dem 
Tausenderpreis gemäß der Kalkulation Druckauflage zu bezahlen. 

16. Informationspflicht gem. Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (§ 36 
VSBG): Wir sind zur Teilnahme an einem Streitbeilegungsverfahren vor 
einer Verbraucherschlichtungsstelle weder bereit noch verpflichtet. 

17. Erfüllungsort ist der Sitz des Verlages. Gerichtsstand ist, soweit das 
Gesetz zwingend nichts anderes vorsieht, der Sitz des Verlages. Die 
Gerichtsstandvereinbarungen gelten auch bei Scheckprotesten als 
besonders vereinbart. 

 

 

 

 

 

 

 

ZUSÄTZLICHE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN  
DES VERLAGES 

a) Ein Anspruch auf Zahlungsminderung oder auf eine Ersatzanzeige gilt 
nicht für den sog. Konkurrenzausschluss, sofern dieser nicht ausdrücklich 
vereinbart wurde. 

b) Vom Verlag gestaltete Anzeigen dürfen ohne seine Einwilligung nicht für 
eine Reproduktion bei anderen Werbeträgem weitergegeben oder 
weiterverwendet werden. 

c) Der Auftraggeber trägt allein die Verantwortung für den Inhalt und die 
rechtliche Zulässigkeit der für die Insertion zur Verfügung gestellten Text-
und Bildunterlagen. Das gleiche gilt sinngemäß für Fremdbeilagen. Dem 
Auftraggeber obliegt es, den Verlag von Ansprüchen Dritter freizustellen, 
die diesen aus der Ausführung des Auftrages, auch wenn er storniert sein 
sollte, gegen den Verlag erwachsen. Anzeigen und Fremdbeilagen, die der 
politischen oder persönlichen Auseinandersetzung dienen, werden im 
übrigen nur unter Vorbehalt angenommen. Durch Erteilung des 
Anzeigenauftrags verpflichtet sich der Inserent, die Kosten der 
Veröffentlichung einer Gegendarstellung, die sich auf tatsächliche 
Behauptungen der veröffentlichten Anzeige bezieht, zu tragen, und zwar 
nach Maßgabe des jeweils gültigen Anzeigentarifs.  

d) Der Verlag behält sich vor, für Anzeigen in Verlagsbeilagen, 
Sonderveröffentlichungen und Kollektiven Sonderpreise festzulegen. 

e) Bei Fließsatz-Anzeigen und privaten Gelegenheitsanzeigen besteht kein 
Anspruch auf einen Beleg bzw. einen Belegausschnitt. 


